 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500514/2025

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Renate Schohaj liber die Beschwerde des
rAEEBfL*HR* FEXBf1I-Adr***, vom 28. Juli 2025, gegen die Vollstreckungsverfligung des
Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 6 - BA32, vom 24. Juni 2025, GZ.
MAG67/GZ1/2024, in Zusammenhang mit einer Verwaltungstibertretung gemaRk § 5 Abs. 2
Wiener Parkometerabgabeverordnung in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz
2006, den Beschluss gefasst:

Die Beschwerde vom 28. Juli 2025 wird gemal’ §§ 28 Abs. 1 und 31 VWGVG als verspatet
zurlickgewiesen.

Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 133
Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemaR § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zuldssig.

Gegen diesen Beschluss ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behdrde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Begriindung
Verfahrensgang:

Das Bundesfinanzgericht hat mit Erkenntnis vom 10. September 2024, GZ. RV/GZ2/2024, die
Beschwerde des Beschwerdefiihrers (Bf.) vom 29. Juli 2024 gegen das Straferkenntnis des
Magistrates der Stadt Wien vom 26. Juni 2024, GZ. MA67/GZ1/2024, gemalR § 50
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) iVm § 24 Abs. 1 Bundesfinanzgerichtsgesetz
(BFGG) und § 5 Gesetz tiber das Wiener Abgabenorganisationsrecht (WAOR) als unbegriindet
abgewiesen und das angefochtene Straferkenntnis bestatigt.

In der Zahlungsaufforderung wurde dem Bf. vorgeschrieben, dass der Gesamtbetrag von 82,00
Euro, bestehend aus der Geldstrafe von 60,00 Euro, den Kosten des Beschwerdeverfahrens von
12,00 Euro (§ 52 Abs. 1 und 2 VwWGVG) und dem Beitrag zu den Kosten des behordlichen
Verfahrens von 10,00 Euro (§ 64 Abs. 2 VStG 1991) binnen zwei Wochen ab Zustellung des
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Erkenntnisses an die Magistratsabteilung 6 - BA 32 als Vollstreckungsbehorde (§ 25 Abs. 2
BFGG) zu entrichten ist.

Das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes, GZ. RV/GZ2/2024, wurde am 18. September 2024
nachweislich zugestellt (ibernommen).

Mit Schreiben (Mahnung) vom 17. Dezember 2024, GZ. MA67/GZ1/2024, wurde der Bf. an den
mit dem rechtskraftigen Erkenntnis vom 10. September 2024, GZ. RV/GZ2/2024, verhangten
und noch offenen Betrag von 82,00 Euro erinnert. GemaR § 54b Abs. 1a VStG wurde eine
Mahngebiihr von 5,00 Euro vorgeschrieben und wurde der Bf. zur unverziiglichen Bezahlung
des Betrages von insgesamt 87,00 Euro aufgefordert.

Mit Vollstreckungsverfligung vom 31. Dezember 2024, GZ. MA67/GZ1/2024, verfligte die
Magistratsabteilung 6 - BA 32 wegen der noch offenen Forderung von 87,00 Euro gemal’ §§ 3
und 10 Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG) die Zwangsvollstreckung und ordnete die
Fahrnisexekution iSd § 27 Abgabenexekutionsordnung (AbgEQ), BGBI.Nr. 104/1949 idgF auf
bewegliche korperliche Sachen der verpflichteten Partei an.

Der Bf. brachte in seiner Beschwerde vom 4. Februar 2025 zusammengefasst vor, dass er die
Verwaltungsibertretung weder objektiv noch subjektiv begangen habe. Er habe das
gegenstandliche Fahrzeug unter Einhaltung samtlicher gesetzlicher Bestimmungen abgestellt
und sich ordnungsgemal verhalten. Der Tatort sei nicht ausreichend konkretisiert und die
Tathandlung der angelasteten Verwaltungsiibertretung unzureichend dargestellt. Aus diesen
Griinden sei eine Subsumption unter den Tatbestand der angelasteten
Verwaltungsibertretung nicht moglich, da der Bf. die angelastete Verwaltungsiibertretung
nicht begangen habe. Die angefochtene Vollstreckungsverfligung sei daher zur Ganze
rechtswidrig. Ausdriicklich werde auch die Hohe der verhangten Geldstrafe von 87,00 Euro
bestritten. In Anbetracht der allenfalls verwirklichten Verwaltungstibertretung erscheine die

Hohe unangemessen und nicht gesetzeskonform.

Der Bf. stellte sohin den Antrag der Beschwerde Folge zu geben und das gegenstandliche
Verwaltungsstrafverfahren umgehend einzustellen.

Mit Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 13. Mai 2025, GZ. RV/GZ3/2025, wurde die
Beschwerde des Bf. vom 4. Februar 2025 gegen die Vollstreckungsverfiigung des Magistrates
der Stadt Wien vom 31. Dezember 2024, GZ. MA67/GZ1/2024, gemaR § 50
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) iVm § 24 Abs. 1 Bundesfinanzgerichtsgesetz
(BFGG) und § 5 Gesetz tiber das Wiener Abgabenorganisationsrecht (WAOR) als unbegriindet
abgewiesen und die angefochtene Vollstreckungsverfligung bestatigt.

In den Erwdgungen wurde nach Darstellung der Rechtsgrundlagen (§ 3 VVG und § 35 EO) auf
das Wesentliche zusammengefasst ausgefiihrt, nach dem im Verfahrensakt zu RV/GZ2/2024
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aufliegenden Zustellnachweis sei das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 10.
September 2024, Zahl: RV/GZ2/2024, welches der beschwerdegegenstandlichen
Vollstreckungsverfligung als Titelbescheid zu Grunde liege, am 18. September 2024 von
einem/r Arbeitgeber/in bzw. einem/r Arbeitnehmer/in Gbernommen worden. In der
Beschwerde sei keine mangelhafte Zustellung geltend gemacht worden. Somit gehe das
Bundesfinanzgericht in freier Beweiswirdigung nach § 45 Abs. 2 AVG von der rechtmafigen
Zustellung des verfahrensgegenstandlichen Erkenntnisses am 18. September 2024 aus.
Ebenfalls an Hand der Aktenlage sei ersichtlich, dass die beschwerdegegenstandliche
Vollstreckungsverfligung mit dem Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 10. September
2024, Zahl: RV/GZ2/2024, ibereinstimme und der darin festgesetzte Gesamtbetrag in Héhe
von 82,00 Euro im Zeitpunkt der Erlassung der Vollstreckungsverfiigung noch nicht getilgt
gewesen sei, gleiches gelte auch fir die auf Grund der am 17. Dezember 2024 ergangenen
Mahnung als pauschalierter Kostenbeitrag zu entrichtende Mahngebihr von 5,00 Euro. Weil
der beschwerdegegenstandlichen Vollstreckungsverfligung ein rechtskraftiges Erkenntnis des
Bundesfinanzgerichtes als Titelbescheid zu Grunde liege und die Frage der RechtsmaRigkeit
eines in Rechtskraft erwachsenen Titelbescheides im Vollstreckungsverfahren nicht mehr
aufgeworfen werden diirfe, konne das Vorbringen der beschwerdefiihrenden Partei, die
angezeigte Verwaltungslibertretung nicht begangen zu haben, da sie sich ordnungsgemaf
verhalten habe und das Fahrzeug unter Einhaltung samtlicher gesetzlicher Bestimmungen
abgestellt worden sei, der Beschwerde nicht zum angestrebten Erfolg verhelfen. Die
vorliegende Beschwerde habe keine Rechtswidrigkeit der beschwerdegegenstandlichen
Vollstreckungsverfliigung aufzuzeigen vermocht und sei daher abzuweisen.

Das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes, GZ. RV/GZ3/2025, wurde am 16. Mai 2025
nachweislich ibernommen.

Mit Schreiben vom 10. Juni 2025, GZ. MA67/GZ1/2024 (Mahnung), wurde der Bf. (erneut) an
den mit dem rechtskraftigen Erkenntnis vom 10. September 2024, GZ. RV/GZ2/2024,
verhangten und noch offenen Betrag von 82,00 Euro erinnert. Gemal § 54b Abs. 1a VStG
wurde eine Mahngebihr von 5,00 Euro vorgeschrieben und wurde der Bf. zur unverziiglichen
Bezahlung des Betrages von insgesamt 87,00 Euro aufgefordert.

Mit Vollstreckungsverfiigung vom 24. Juni 2025, GZ. MA67/GZ1/2024, verfigte die
Magistratsabteilung 6 - BA 32 wegen der noch offenen Forderung von 87,00 Euro gemal §§ 3
und 10 Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG) die Zwangsvollstreckung und ordnete die
Fahrnisexekution iSd § 27 Abgabenexekutionsordnung (AbgEQ), BGBI.Nr. 104/1949 idgF auf
bewegliche korperliche Sachen der verpflichteten Partei an.

Der Bf. brachte in seiner Beschwerde vom 28. Juli 2025 wortgleich vor wie in oben angefiihrter
Beschwerde vom 4. Februar 2025 gegen die Vollstreckungsverfliigung vom 31. Dezember 2024,
GZ. MA67/GZ1/2024.
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Die Magistratsabteilung 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor (Datum des Einlangens: 6. August 2025).

Das Bundesfinanzgericht sandte dem Bf. einen Verspatungsvorhalt (verfahrensleitender
Beschluss) vom 25. September 2025 zu, in welchem auf die Verspatung der Beschwerde laut
Aktenlage hingewiesen und dem Bf. die Gelegenheit gegeben wurde, bis 8. Oktober 2025
schriftlich Umstande im Sinne des vierten Satzes von § 17 Abs. 3 ZustG (,,... wegen Abwesenheit
von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen ...“) geltend zu
machen und zu belegen. Laut Rlckschein RSb wurde dieses Schreiben dem Bf. am 29.
September 2025 zugestellt (Ubernahmebestitigung Arbeitgeber/in bzw. Arbeitnehmer/in). Das
Schreiben blieb jedoch unbeantwortet.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

GemaR § 7 Abs. 4 VWGVG betragt die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid
einer Behorde gemals Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG vier Wochen. Sie beginnt gemaR § 7 Abs. 4Z 1
VwWGVG in den Fallen des Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid dem
Beschwerdefiihrer zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung.

GemaR § 26 Abs. 1 Zustellgesetz wird das Dokument, wenn die Zustellung ohne
Zustellnachweis angeordnet wurde, zugestellt, indem es in die fir die Abgabestelle bestimmte
Abgabeeinrichtung (§ 17 Abs. 2) eingelegt oder an der Abgabestelle zurlickgelassen wird.
GemaR § 26 Abs. 2 Zustellgesetz gilt die Zustellung als am dritten Werktag nach der Ubergabe
an das Zustellorgan bewirkt. Im Zweifel hat die Behorde die Tatsache und den Zeitpunkt der
Zustellung von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung wird nicht bewirkt, wenn sich ergibt,
dass der Empfanger wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom
Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Riickkehr an
die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.

§ 32 AVG idF ab 01.02.1991 normiert:

"(1) Bei der Berechnung von Fristen, die nach Tagen bestimmt sind, wird der Tag nicht
mitgerechnet, in den der Zeitpunkt oder das Ereignis fdllt, wonach sich der Anfang der Frist
richten soll.

(2) Nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen enden mit dem Ablauf desjenigen
Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem
Tag entspricht, an dem die Frist begonnen hat. Fehlt dieser Tag im letzten Monat, so endet die
Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monats."

§ 33 AVG idF ab 01.03.2013 lautet:
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"(1) Beginn und Lauf einer Frist werden durch Samstage, Sonntage oder gesetzliche Feiertage
nicht behindert.

(2) Féillt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen Feiertag, Karfreitag oder
24. Dezember, so ist der ndchste Tag, der nicht einer der vorgenannten Tage ist, als letzter Tag
der Frist anzusehen.

(3) Die Tage von der Ubergabe an einen Zustelldienst im Sinne des § 2 Z 7 des Zustellgesetzes
zur Ubermittlung an die Behérde bis zum Einlangen bei dieser (Postlauf) werden in die Frist
nicht eingerechnet.

(4) Durch Gesetz oder Verordnung festgesetzte Fristen kénnen, wenn nicht ausdriicklich
anderes bestimmt ist, nicht geéindert werden."

Aus dem vom Magistrat vorgelegten Verwaltungsakt ergibt sich, dass die Versendung der mit
24. Juni 2025 datierten Vollstreckungsverfiigung am Dienstag, den 24. Juni 2025 gemal § 26
Zustellgesetz (Zustellung ohne Zustellnachweis) veranlasst wurde.

Damit galt die Vollstreckungsverfligung gemall den Bestimmungen des § 26 Abs. 2
Zustellgesetz am Freitag, den 27. Juni 2025 als zugestellt.

Die vierwdchige gesetzliche Beschwerdefrist begann somit am Freitag, den 27. Juni 2025 zu
laufen und endete am Freitag, den 25. Juli 2025.

Die Beschwerde wurde jedoch erst am Montag, den 28. Juli 2025, und somit verspatet,
erhoben und eingebracht.

Von einem Zustellmangel betreffend die Zustellung der Vollstreckungsverfliigung war nicht
auszugehen, da der Bf. einen solchen nicht geltend gemacht hat. Zudem belieB er den
ordnungsgemaR zugestellten Verspatungsvorhalt des Bundesfinanzgerichtes vom

25. September 2025 ganzlich unbeantwortet.

Das Bundesfinanzgericht konnte daher von deren rechtswirksamen Zustellung der
Vollstreckungsverfiigung am 27. Juni 2025 ausgehen.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist Voraussetzung fir die Zuriickweisung
eines Rechtsmittels als verspatet allein die Versdumung der Rechtsmittelfrist und nicht auch
ein Verschulden der Partei an der Verspatung (vgl. VWGH 22.09.1989, 89/11/0184, VwGH
11.07.1988, 88/10/0113).

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG idF ab 01.01.2019 hat das Verwaltungsgericht, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch
Erkenntnis zu erledigen.
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GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG idF ab 01.09.2019 erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen,
soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, durch Beschluss (vgl VwWGH 07.01.2019, Ra
2018/11/0243, VwWGH 19.06.2018, Ro 2015/06/0009).

Da eine nicht rechtzeitig eingebrachte Beschwerde mit Beschluss zurlickzuweisen ist, war es

dem Bundesfinanzgericht — in Entsprechung der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (vgl

VwGH 09.09.2015, Ra 2015/03/0032, VwWGH 18.12.2014, Ra 2014/07/0002, 0003) - verwehrt,
auf das Vorbringen des Bf., wonach er das Fahrzeug unter Einhaltung samtlicher gesetzlicher
Bestimmungen gelenkt und sich ordnungsgemaR verhalten habe, einzugehen.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.

Zur Unzulassigkeit einer Revision

GemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG iVm Art. 133 Abs. 9 B-VG und § 25a Abs. 1 VWGG ist gegen einen
die Angelegenheit abschlieBenden Beschluss des Bundesfinanzgerichtes die Revision zuldssig,
wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt,
insbesondere weil der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da sich die rechtlichen Konsequenzen einer verspatet eingebrachten Beschwerde aus dem
Gesetz ergeben, war die ordentliche Revision im gegenstandlichen Fall flir nicht zuldssig zu
erklaren.

Wien, am 23. Oktober 2025

6 von 6



	Begründung
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Zur Unzulässigkeit einer Revision



